
 

  

S 3 AL 73/02

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Nordrhein-Westfalen
Sozialgericht Sozialgericht Düsseldorf
Sachgebiet Arbeitslosenversicherung
Abteilung 3
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren -
Leitsätze -
Normenkette -

1. Instanz

Aktenzeichen S 3 AL 73/02
Datum 13.06.2003

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

Die Klage wird abgewiesen. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin wendet sich gegen die RÃ¼ckzahlung eines
Eingliederungszuschusses (EgZ) fÃ¼r einen von ihr innerhalb der
WeiterbeschÃ¤ftigungsfrist entlassenen Arbeitnehmer.

Die KlÃ¤gerin ist ein Unternehmen, das GerÃ¤te fÃ¼r Medizintechnik herstellt und
vertreibt. Sie beantragte im MÃ¤rz 1999 fÃ¼r die Einstellung des zuvor seit 1997
arbeitslosen K W (Arbeitnehmer) bei der Beklagten die Bewilligung eines EgZ. Das
unbefristete ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem Arbeit-nehmer begann am 03.05.1999.
Gezahlt wurde ein monatliches BruttoarbeitsentÂ¬gelt von 3.000,00 DM. Mit
Bescheid vom 11.05.1999 bewilligte die Beklagte einen EgZ in HÃ¶he von 50 % des
Bruttoarbeitsentgelts und des pauschalen ArÂ¬beitgeberanteils am
Gesamtsozialversicherungsbeitrag (20,85 v.H. des BruttoÂ¬entgelts). Der
monatliche FÃ¶rderbetrag von 1.812,75 DM wurde fÃ¼r die Dauer eines Jahres
bewilligt. Der Bescheid enthielt den Hinweis, dass der EgZ zurÃ¼ckzuzahlen sei,
wenn das BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnis wÃ¤hrend des FÃ¶rder-zeitraumes oder eines
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WeiterbeschÃ¤ftigungszeitraumes nach Ende des FÃ¶rderÂ¬zeitraumes â�� hier
von 12 Monaten â�� beendet werde. Eine RÃ¼ckzahlungspflicht entfalle in drei
AusnahmefÃ¤llen, wenn der Arbeitgeber zur fristlosen KÃ¼ndiÂ¬gung berechtigt
sei, die Beendigung des ArbeitsverhÃ¤ltnisses auf Bestreben des Arbeitnehmers
erfolge oder der Arbeitnehmer das Mindestalter fÃ¼r die gesetzliche Altersrente
erreicht habe.

Nach Ablauf des FÃ¶rderzeitraumes beantragte die KlÃ¤gerin eine weitere
FÃ¶rÂ¬derung durch die Beklagte, die diese mit einem im Mai erlassenen Bescheid
ablehnte. Die KlÃ¤gerin beendete das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem Arbeitnehmer
durch eine fristgerechte KÃ¼ndigung zum 31.07.2000. GegenÃ¼ber der Beklagten
gab sie Arbeitsmangel als KÃ¼ndigungsgrund an und dass der Firma der Konkurs
gedroht habe. Die Beklagte hÃ¶rte die KlÃ¤gerin dazu an, dass beabsichtigt sei, die
FÃ¶rderung fÃ¼r den Gesamtzeitraum vom 03.05.1999 bis 02.05.2000
zurÃ¼ckzufordern. Die KlÃ¤gerin erlÃ¤uterte, dass der Arbeitnehmer wegen ihrer
finanziellen Situation nicht weiter beschÃ¤ftigt werden konnte. Sie habe einen
Alleinvertriebsvertrag mit der Firma N GmbH. Diese GmbH habe Anfang 2000 ein
Insolvenzverfahren angemeldet. Dadurch habe sie keine UmsÃ¤tze mehr gehabt. Es
sei abzusehen gewesen, dass sie als Firma in Konkurs gehen wÃ¼rde. Am
31.12.2001 sei die Firma liquidiert worden ohne Konkurs. Wenn die Beklagte
RÃ¼ckforderungen beanspruche, mÃ¼sse sie einen Insolvenzantrag stellen.

Mit Bescheid vom 04.02.2002 erlieÃ� die Beklagte einen so bezeichneten Auf-
hebungs- und Erstattungsbescheid, mit dem sie die Entscheidung Ã¼ber die
BeÂ¬willigung des EgZ gemÃ¤Ã� Â§ 47 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X)
fÃ¼r die Zeit vom 03.05.1999 bis 02.05.2000 aufhob. Die Voraussetzungen fÃ¼r
den EgZ seien weggefallen. Die KlÃ¤gerin habe das ArbeitsverhÃ¤ltnis mit dem
ArbeitÂ¬nehmer wÃ¤hrend der bis zum 02.05.2001 laufenden
NachbeschÃ¤ftigungsfrist geÂ¬lÃ¶st. Eine Berechtigung zur KÃ¼ndigung des
ArbeitsverhÃ¤ltnisses aus wichtiÂ¬gem Grund ohne Einhaltung einer
KÃ¼ndigungsfrist habe nicht bestanden. Der fÃ¼r den gesamten FÃ¶rderzeitraum
gezahlte Betrag von 11.122,13 Euro (21.753,00 DM) sei nach Â§ 50 Abs. 1 SGB X
und Â§ 223 Abs. 2 Drittes Buch Sozialgesetzbuch (SGB III) zu erstatten.

Die KlÃ¤gerin legte fristgerecht Widerspruch ein und verwies auf ihre beÂ¬reits
abgegebene Stellungnahme. Mit Widerspruchsbescheid vom 15.05.2002 wies die
Beklagte den Widerspruch als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck unter Hinweis auf die
Rechtslage nach Â§ 223 Abs. 2 SGB III (in der bis zum 31.07.1999 geltenÂ¬den
Fassung).

Die KlÃ¤gerin hat am 14.06.2002 Klage erhoben. Ihrer Ansicht nach habe die
Beklagte aufgrund ihrer besonderen finanziellen Situation von einer
RÃ¼ckÂ¬forderung des EgZ abzusehen.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Bescheid der Beklagten vom 04.02.2002 in Gestalt des Wider-
spruchsbescheides vom 15.05.2002 aufzuheben. Die Beklagte beantragt,
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die Klage abzuweisen.

Sie nimmt Bezuig auf die GrÃ¼nde des angefochtenen Bescheides. Zur Darstellung
des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt der Gerichtsakte und den
der beigezogenen Verwaltungsakte der Beklagten Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Klage ist nicht begrÃ¼ndet.

Die KlÃ¤gerin ist durch den Bescheid der Beklagten vom 04.02.2002 in Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 15.05.2002 nicht beschwert im Sinne von Â§ 54 Abs.
2 Sozialgerichtsgesetz (SGG). Der Bescheid ist rechtmÃ¤Ã�ig. Die Beklagte fordert
von der KlÃ¤gerin zu Recht den gezahlten EgZ in vollem Umfang zurÃ¼ck.

Die gesetzlichen Voraussetzungen fÃ¼r den Eintritt der RÃ¼ckzahlungspflicht
liegen vor. Auf die RÃ¼ckzahlung des ab dem 03.05.1999 gewÃ¤hrten EgZ findet Â§
223 Abs. 2 SGB III in der vom 01.01.1998 bis 31.07.1999 geltenden Fassung des
ArbeitsfÃ¶rderungs-Reformgesetzes â�� AFRG â�� vom 24.03.1997 (BGBl. I 594)
Anwendung. Dies folgt aus der Ã�bergangsregelung des Â§ 422 SGB III (ebenfalls
i.d.F. des AFRG). Es ist nicht maÃ�gebend, dass die BeÂ¬klagte die RÃ¼ckzahlung
erst im Februar 2002 und damit nach dem Inkrafttreten der ab dem 01.08.1999
geltenden Neufassung des Â§ 223 Abs. 2 SGB III (in der Fassung des Zweiten
Gesetzes zur Ã�nderung des SGB III und anderer Gesetze â�� 2. SGB lll-Ã�ndG â��
vom 21.07.1999, BGBl. I 1648) geltend machte. Â§ 422 SGB III sieht als Grundsatz
bei RechtsÃ¤nderungen vor: Wird dieses Gesetzbuch geÂ¬Ã¤ndert, so sind, soweit
nichts anderes bestimmt ist, auf Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung bis zum
Ende der Leistungen oder MaÃ�nahme die VorÂ¬schriften der vor dem Tag des
Inkrafttretens der Ã�nderung geltenden Fassung anzuwenden, wenn vor diesem
Tag 1. der Anspruch entstanden ist, 2. die LeiÂ¬stung zuerkannt worden ist oder 3.
die MaÃ�nahme begonnen hat, wenn die LeiÂ¬stung bis zum Beginn der
MaÃ�nahme bewilligt worden ist (Â§ 422 Abs. 1 SGB III). Da der EgZ an die
KlÃ¤gerin, der nach Â§ 3 Abs. 2 Nr. 2 i.V.m. Â§ 3 Abs. 4 SGB III (i.d.F. des AFRG) zu
den Leistungen der aktiven ArbeitsÂ¬fÃ¶rderung gehÃ¶rt, durch Bescheid vom
11.05.1999 und damit vor dem 01.08.1999 bewilligt worden ist, ist die
Voraussetzung des Â§ 422 Abs. 1 SGB III fÃ¼r die Anwendung alten â�� d.h. hier:
des vor dem 01.08.1999 geltenden â�� Rechts erfÃ¼llt.

Damit gilt aber auch fÃ¼r die RÃ¼ckzahlung des EgZ Â§ 223 Abs. 2 SGB III a.F â�¦
Denn auch die RÃ¼ckzahlung nach dieser Regelung betrifft "Leistungen der aktiven
ArbeitsfÃ¶rderung", auf die die Ã�bergangsregelung des Â§ 422 SGB III Anwendung
findet. Diese Regelung bezieht sich â�� schon nach ihrem Wortlaut â�� nicht nur
auf laufende Leistungen bzw. LeistungsfÃ¤lle, die bei Eintritt der RechtsÃ¤nderung
noch nicht abgeschlossen sind, sondern auf das gesamte GeÂ¬biet der Leistungen
der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung, hier auf das Gebiet der EingliederungszuschÃ¼sse
nach Â§Â§217 ff. SGB III zu dem auch Â§ 223 SGB III gehÃ¶rt. Insoweit sind die
Regelungen Ã¼ber die Anspruchsvoraussetzungen fÃ¼r EingliederungszuschÃ¼sse
(Â§Â§ 217 ff. SGB III) und deren RÃ¼ckzahlung (Â§ 223 Abs. 2 SGB III) einheitlich als
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Vorschriften Ã¼ber "Leistungen der aktiven ArbeitsfÃ¶rderung" im Sinne des Â§ 422
SGB III anzusehen. Die Kammer folgt der zutreffenden Auffassung des
Bundessozialgerichts (BSG) zur Anwendung der Ã�bergangsvorschrift (Urteil vom
06.02.2003, Az.: B 7 AL 38/02 R unverbfoffent- licht; 19.09.2002, Az.: B 11 AL 73/01
R; 15.08.2002, Az.: B 7 AL 132/01 R unverÃ¶ffentlicht und Urteile vom 21.03.2002,
Az.: B 7 AL 48/01 R in BSGE 89, 192 ff = SozR 3 â�� 4300 Â§ 422 Nr. 2 und B 7 AL
68/01 R AuB 2002, 247 ff.). Der Gesetzgeber hat anlÃ¤Ã�lich der
GesetzesÃ¤nderung in Â§ 422 Abs. 1 SGB III keine gesonderte Ã�bergangsvorschrift
geschaffen.

Nach Â§ 223 Abs. 2 Satz 2 Nr. 1 SGB III a.F. ist der EgZ dann nicht
zuÂ¬rÃ¼ckzuzahlen, wenn der Arbeitgeber berechtigt war, das ArbeitsverhÃ¤ltnis
aus wichtigem Grund ohne Einhaltung einer KÃ¼ndigungsfrist zu kÃ¼ndigen. Die
KlÃ¤gerin hat das ArbeitsverhÃ¤ltnis zum gefÃ¶rderten Arbeitnehmer innerhalb der
sogenannten WeiterbeschÃ¤ftigungszeit, hier 12 Monate nach Ende des
FÃ¶rÂ¬derzeitraumes am 02.05.2000, beendet. Es kann nach Wortlaut und
Entstehungs-geschichte der Norm nicht zweifelhaft sein, dass sich das Vorliegen
eines wichtigen Grundes nach den einschlÃ¤gigen arbeitsrechtlichen Vorschriften
beurteilt (BSG, Urteil vom 19.09.2002 a.a.O.). Die schlechte wirtschaftÂ¬liche Lage
eines Unternehmens berechtigt nicht zu einer auÃ�erordentlichen KÃ¼ndigung der
beschÃ¤ftigten Arbeitnehmer. Auch im Falle einer drohenden Insolvenz des
Arbeitgebers sind die ordentlichen KÃ¼ndigungsfristen einzuÂ¬halten. Die
gesetzlich eindeutige Regelung des RÃ¼ckzahlungsanspruchs der Beklagten
enthÃ¤lt keine Tatbestandsvoraussetzung, die die allgemeine
BeÂ¬rÃ¼cksichtigung einer von der KlÃ¤gerin geltend gemachten unbilligen HÃ¤rte
ermÃ¶glicht. Â§ 223 Abs. 2 SGB III ist eine Sondervorschrift, die eine
eigenÂ¬stÃ¤ndige Rechtsgrundlage fÃ¼r die RÃ¼ckzahlung von
EingliederungszuschÃ¼ssen darstellt. Aufgrund dieser Regelung bedarf es keiner
gesonderten Aufhebung der ursprÃ¼nglichen Bewilligung (BSG, Urteil vom
21.03.2002, Az.: B 7 AL 48/01 R). Die RÃ¼ckzahlungsvorschrift des Â§ 223 Abs. 2
SGB III dient unÂ¬mittelbar der Absicherung des Leistungszwecks.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG.

Erstellt am: 09.09.2020

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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